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Was hat das Berufsverbot
mit mir gemacht?

Als die Hochschule für Bildende Künste
in Braunschweig für das Wintersemes­
ter 1978/79 beim Niedersächsischen
Minister für Wissenschaft und Kunst
für mich die Wahrnehmung einer Ver­
tretungsprofessur beantragte, haben
wir einen ablehnenden Bescheid nicht
für möglich gehalten. Es handelte sich
ja nicht um eine feste Stelle, sondern
um ein auf sechs Monate befriste-
tes Angestelltenverhältnis. Was im
Wintersemester 1977/78 in Hamburg
möglich gewesen war - dort hatte ich
für sechs Monate eine Vertretungs­
professur wahrnehmen können - war in
Niedersachsen jedoch unmöglich. Das
Ministerium ließ das Wintersemester
verstreichen und damit nicht zuletzt
auch die Hochschule bei der Organisa­
tion der Lehre im Ungewissen. Gegen
Ende des Wi ntersemesters 1978/79
präsentierte es mir per Post zehn Punkte
- fünf davon sind Friedensaktivitäten ­
als sogenannte Erkenntnisse, die der
Verfassungsschutz seit 1968 über mich
gesammelt hatte, und forderte mich auf,
vor der Anhörkommission des Nieder­
sächsischen Innenministeriums dazu
Stellung zu nehmen. Letztlich wurde
mir die Vertretungsprofessur wegen
meiner Mitgliedschaft in der DKP ver­
weigert. Ich habe dagegen mit Hilfe des
Rechtsschutzes meiner Gewerkschaft
GEW beim Arbeitsgericht Hannover
geklagt und in erster Instanz gewonnen.
Die Niedersächsische Regierung ist in

Berufung gegangen und sah sich, wie
zu erwarten war, in der nächsthöheren
Instanz bestätigt.

Es fällt mir nicht leicht, in ein paar
Sätzen zu beschreiben, was das
Berufsverbot mit mir gemacht hat. Die
Niedersächsische Regierung hat mir
unterstellt, ich würde wegen meiner
Mitgliedschaft in der DKP nicht auf der
Grundlage "der freiheitlichen demokra­
tischen Grundordnung" stehen. Dieses
schein-juristische Argument entstellt
meine politische Überzeugung und ist
gewalttätig. Gewalttätig deshalb, weil es
mich beruflich aus der Bahn geworfen
hat. Berufsverbot - was sich auf den
ersten Blick wie ein bürokratischer
Vorgang anhört, ist tatsächlich ein
einschneidender, alle Lebensverhält­
nisse in Frage stellender Vorgang der
gesellschaftlichen Stigmatisierung und
Exklusion, der Existenzängste aller Art
auf den Plan ruft.

Lange Zeit war ich wie gelähmt. Ich
habe mich gefragt, wie ich weiterleben
will und ob ich nicht eher Taxi fahren
oder einer anderen, meinen Lebens­
unterhalt sichernden Tätigkeit nach­
gehen sollte, anstatt an meinem Wunsch
festzuhalten, als Kunsthistorikerin meine
Vorstellungen von Kunst und deren
gesellschaftlich-emanzipatorisches
Potenzial lehrend weiterzugeben. Zu­
nächst fand ich Tätigkeitsfelder in der
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136 Erwachsenenbildung, in der gewerk­
schaftlichen Kulturarbeit und als Lehr­
beauftragte an verschiedenen Hoch­
schulen. Doch mit den in den späten
1980er Jahren einsetzenden Spar­
maßnahmen, insbesondere dem
Zusammenstreichen von Geldern in
allen Bildungs- und Kulturbereichen,
sind diese Tätigkeitsfelder allmählich
weggebrochen.

Dennoch bin ich meinen waghalsigen
Weg weitergegangen, was allerdings
ohne die praktische Solidarität von
Freunden, Gleichgesinnten und
Empörten nicht möglich gewesen wäre.
Von 1990 bis 1999 habe ich, dank der
Vermittlung eines Kollegen, als Lehr­
beauftragte am Fachbereich 13 der
Fachhochschule München unterrichtet.
Seit 2005 unterrichte ich als Lehrbeauf­
tragte am Seminar für Geistesgeschich­
te und Philosophie der Renaissance an
der Ludwig-Maximilians-Universität in
München. Im Dezember 2015 habe ich
den von der Stiftung Preußische See­
handlung in Berlin ausgeschriebenen
"Preis für unkonventionelle Kunst­
vermittlung" erhalten. Meinen eigen­
ständigen beruflichen Weg habe ich
nicht aufgegeben, gehöre aber als
Lehrbeauftragte mit einem niedrigen
Honorar und mit einer niedrigen Rente
mittlerweile zu der beständig wach­
senden Gruppe des akademischen
Prekariats.

Die Frage, die sich wohl jede*r Berufs­
verbotsbetroffene*r stellt - warum
gerade ich - beschäftigt auch mich.
Warum hat die Niedersächsische
Regierung gerade mich, die Kunst­
historikerin und Angehörige einer als
randständig und nutzlos geltenden
akademischen Disziplin, per Berufs­
verbot aus dem Verkehr gezogen,
während in anderen Bundesländern
mitunter Mitglieder der DKP sogar ver­
beamtet worden sind? Neben dem un­
mittelbaren Aspekt, dass es darum ging,
im akademischen Betrieb ein Exempel
zu statuieren, um protestanfällige ge­
sellschaftliche Kräfte einzuschüchtern
und sie davon abzuhalten, sich zusam­
menzutun, gibt es noch einen anderen
Aspekt. Meines Erachtens war die Frage
der Mitgliedschaft in der DKP in allen
Fällen, und insbesondere auch in denen
von Lehrer*innen in Niedersachsen, ein
vordergründiges Argument. Tatsächlich
ging es darum, als missliebig geltende
Vorstellungen von einer demokrati­
schen Gesellschaft und Aktivitäten
eines demokratischen Bildungs- und
Kulturbegriffs auszuschalten. Um den
Preis des Unrechts sollten der Blick in
die Geschichte und die Fragen nach den
Ursachen von Faschismus und Krieg
sowie nach alternativen Lebensformen,
in denen der Mensch dem Menschen
nicht länger ein Wolf ist, verhindert
werden.






